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Die EU-Kommission hat ein Paket zur Vereinfachung von EU-Vorschriften und einem besseren Zugang zu Finanzinstrumen-

ten vorgelegt (vgl. PM EU-Kommission vom 26.2.2025). Nach Schätzungen der Kommission lassen sich damit jährliche

Verwaltungskosten i. H. v. rd. 6,3 Mrd. Euro einsparen und zusätzliche öffentliche und private Investitionskapazitäten i. H. v.

50 Mrd. Euro mobilisieren. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen sagte: „Vereinfachung versprochen, Vereinfachung

geliefert! Wir legen unseren ersten Vorschlag für eine weitreichende Vereinfachung vor. Die EU-Unternehmen werden von

gestrafften Regeln für die Berichterstattung über ein nachhaltiges Finanzwesen, die Sorgfaltspflicht im Bereich der Nach-

haltigkeit und die Taxonomie profitieren. Dies wird unseren Unternehmen das Leben erleichtern und gleichzeitig sicher-

stellen, dass wir auf dem Weg zu unseren Dekarbonisierungszielen bleiben. Weitere Vereinfachungen sind auf dem Weg.“

Die wichtigsten Änderungen im Bereich der Sorgfaltspflicht im Bereich der Nachhaltigkeit (Richtlinie über die Sorgfalts-

pflichten von Unternehmen – CSDDD) im Hinblick auf Nachhaltigkeit werden sein: (i) Vereinfachung der Anforderungen an

die Sorgfaltspflicht im Bereich der Nachhaltigkeit, damit Unternehmen, die in den Anwendungsbereich fallen, unnötige

Komplexität und Kosten vermeiden, z. B. durch die Konzentration systematischer Sorgfaltspflichten auf direkte Geschäfts-

partner und durch die Verringerung der Häufigkeit regelmäßiger Bewertungen und der Überwachung ihrer Partner von

jährlich auf fünf Jahre, erforderlichenfalls mit Ad-hoc-Bewertungen; (ii) Verringerung von Belastungen für KMU und kleine

Unternehmen mit mittlerer Kapitalisierung durch Begrenzung der Menge an Informationen, die von großen Unternehmen

im Rahmen der Abbildung der Wertschöpfungskette angefordert werden können; (iii) weitere Harmonisierung der Sorg-

faltspflichten, um EU-weit gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten; (iv) Abschaffung der zivilrechtlichen Haf-

tungsbedingungen der EU unter Wahrung des Rechts der Opfer auf vollständige Entschädigung für Schäden, die durch

Nichteinhaltung verursacht wurden, und Schutz der Unternehmen vor Überkompensation im Rahmen der zivilrechtlichen

Haftungsregelungen der Mitgliedstaaten; und (v) mehr Zeit für die Unternehmen, um sich auf die Einhaltung der neuen

Anforderungen vorzubereiten, indem die Anwendung der Sorgfaltspflichten im Bereich der Nachhaltigkeit für die größten

Unternehmen um ein Jahr (auf den 26.7.2028) verschoben wird und gleichzeitig die Annahme der Leitlinien um ein Jahr

(auf den Juli 2026) vorgezogen wird. Vgl. zur Nachhaltigkeitsberichterstattung den Blickpunkt im Ressort Bilanzrecht und

Betriebswirtschaft, S. 553.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Weigerung eines Unternehmens in

beherrschender Stellung zur Sicherstellung

der Interoperabilität seiner Plattform mit

einer App eines anderen Unternehmens,

die dadurch attraktiver würde, kann miss-

bräuchlich sein

1. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass die

Weigerung eines Unternehmens in beherrschen-

der Stellung, das eine digitale Plattform entwi-

ckelt hat, auf Ersuchen eines Drittunternehmens

die Interoperabilität dieser Plattform mit einer

von diesem Drittunternehmen entwickelten An-

wendung zu gewährleisten, einen Missbrauch

einer beherrschenden Stellung darstellen kann,

obwohl diese Plattform für die kommerzielle

Nutzung der Anwendung auf einem nachgela-

gerten Markt zwar nicht unerlässlich ist, aber ge-

eignet ist, diese Anwendung für die Verbraucher

attraktiver zu machen, wenn diese Plattform

von dem Unternehmen in beherrschender Stel-

lung nicht ausschließlich für die Zwecke seiner

eigenen Tätigkeit entwickelt wurde.

2. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass der

Umstand, dass sowohl das Unternehmen, das

eine Anwendung entwickelt und ein Unterneh-

men in beherrschender Stellung ersucht hat, die

Interoperabilität dieser Anwendung mit der digi-

talen Plattform, deren Inhaber das beherrschen-

de Unternehmen ist, zu gewährleisten, als auch

die Wettbewerber des ersten Unternehmens auf

dem Markt, zu dem diese Anwendung gehört,

tätig geblieben sind und ihre Stellung auf die-

sem Markt ausgebaut haben, obwohl sie eine

solche Interoperabilität nicht nutzen konnten,

für sich allein nicht darauf hindeuten kann, dass

die Weigerung des Unternehmens in beherr-

schender Stellung, diesem Ersuchen nachzu-

kommen, keine wettbewerbswidrigen Auswir-

kungen haben konnte. Unter Berücksichtigung

aller relevanten tatsächlichen Umstände ist zu

prüfen, ob diese Verhaltensweise des Unterneh-

mens in beherrschender Stellung geeignet war,

die Aufrechterhaltung oder Entwicklung des

Wettbewerbs auf dem betreffenden Markt zu

behindern.

3. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass,

wenn ein Verhalten, das darin besteht, dass sich

ein Unternehmen in beherrschender Stellung

weigert, die Interoperabilität einer von einem

Drittunternehmen entwickelten Anwendung mit

einer digitalen Plattform, deren Inhaber das Un-

ternehmen in beherrschender Stellung ist, zu

gewährleisten, als Missbrauch im Sinne dieser

Bestimmung eingestuft werden kann, das letzt-

genannte Unternehmen sich als objektive Recht-

fertigung für seine Weigerung mit Erfolg darauf

berufen kann, dass es zu dem Zeitpunkt, zu dem

das Drittunternehmen um einen solchen Zu-

gang ersucht hat, kein Template gab, das die In-

teroperabilität gewährleisten kann, wenn die

Gewährung einer solchen Interoperabilität mit-

tels dieses Templates für sich genommen und in

Anbetracht der Eigenschaften der Anwendung,

für die die Interoperabilität beantragt wird, die

Integrität der betreffenden Plattform oder die Si-

cherheit ihrer Benutzung gefährden würde oder

wenn es aus anderen technischen Gründen un-

möglich wäre, diese Interoperabilität durch die

Entwicklung dieses Templates zu gewährleisten.

Ist dies nicht der Fall, ist das Unternehmen in be-

herrschender Stellung verpflichtet, ein solches

Template innerhalb eines hierfür erforderlichen

angemessenen Zeitraums und gegebenenfalls

gegen eine angemessene finanzielle Gegenleis-

tung unter Berücksichtigung der Bedürfnisse

des Drittunternehmens, das um diese Entwick-

lung ersucht hat, der tatsächlichen Kosten dieser

Entwicklung und des Rechts des Unternehmens

in beherrschender Stellung, daraus einen ange-

messenen Nutzen zu erzielen, zu entwickeln.

4. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass sich

eine Wettbewerbsbehörde bei der Beurteilung,

ob ein Missbrauch vorliegt, der in der Weigerung

eines Unternehmens in beherrschender Stellung

besteht, die Interoperabilität einer von einem

Drittunternehmen entwickelten Anwendung mit

einer digitalen Plattform, deren Inhaber das Un-

ternehmen in beherrschender Stellung ist, zu

gewährleisten, darauf beschränken kann, den

nachgelagerten Markt zu identifizieren, auf dem

diese Weigerung wettbewerbswidrige Auswir-

kungen haben kann, auch wenn es sich bei die-
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